
Bundessozialgericht

sz.:„_12{11___135€2912_Q

I m N a m e n d e 5 V o l k e s

gestellt am U r t e i 1Zu

„ n » 1 116 Dezember 97
in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter‚

Prozeßbevollmäohtigte: „„„°„

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 12° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 1° Dezember 1971 durch

Senatspräsident Dr° H a u g

— Vorsitzender — ,
Bundesrichter Dr„ Friederichs

‚
Bundesrichter B u r g e r ,
Bundessozialrichter T i e d t ‘ und
Bundessozialrichter R ü h s t e c k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Lendessozielgerichts Bremen vom 17„ September 1970

aufgehoben„

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Bremen vom 15„ März 1970 wird zu—

rückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstatten„
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Str Gitig iSt- ob der Kläger als Vertriebener von dem Recht

der „cit■avsnacnzanlung nach Arte 2 $ 50 Abs„ 4 des Anwe—

Mt lltenvers iche1ungs— Neure>elungsgesetzcs (AnVNG) Ge—
brauch machen kann„

.,Der 4898 geb0rene Kläger war 13 :3r Zeit von 192@ bis Ok—

{\tober 4938 in Schlesien selbständig tätig‚ zuletzt al (.

andelsvertf©ter einer Firma‚ die Kraftfutter für Vieh—

zucht und Viehmas t her stellte° Von Novembn*i938 an war er

’‚_
J

.
(\als Ange %elLter beim Finanzamt Bw ii) ') "

be .fschaftigt„ Nach seinem Zuzug 'n das Bur sageDiet in 5ep«_
/l"l

1de

tember «845 nahm er im Juni 3947 wieder eine versiche—

1.ungSpfl icht3ge Beschäftigung auf„

Der Kläger bezieht von der Beklagten seit Hai 1965 Alters“

ruhegeld„ Seinen Antrag auf Nachentzz_icht ung von Baitr&‘ wem
begründete GIdamit‚ er habe die selbständige Vertreter—

tätigkeit im Herbst 4958 wegen der damaligen Devisenbe—

stimmungen und Wirtschaftsverordnungen und der dadurch un—

möglich gew rdenen Produktion aufgeben und eine zunächst
als kurzfrl stig gedachte Bescnaitv■un beim iiianzamt auf—
nahmen mussen„ Wegen des bald danach ausaebrechenen Xcie«

‘ < ' «' _. _ „L., T\„“." „L;■3b 8(31 fairie ;äuCk.l\€llI‘ i11 den scall351wind.ii;erj i3ci „j :„iclit ni„

G—IGiChC1 i30hcsen° Nach der Jährungsreforß 39H8 habe er

Sl€h dann Wlßder als freier Hande sveitretcr betätigt
„" .“ '1 " .. ,CD,] \'!Gii Ö_L‚ff‘‚.) (

T
‚4 ‚_

.
H

1 JBeklagte lehnte die
Beitragsnacnentrjd

Klägerx i ■t unmi.ttelbar vor der Vex*r‚iin eine selb—
stüneiß© Tätigkeit auSgcübt habe (ße'ghcid vom 20— nupnst
4968; UiÖCl \itcn bescheid vom ■7„ März i969)

le Klage hatte keinen Erfolß (Urteil des 505 ml rv”‘qt
/[’ 7 ""T', » ° .'"‘* \ *'\ „, ) „, „(u. ‚... ;, ‚_ ’ ” vr __‚_ w'*?\ " " "}« i..„1‘14 49/0 ‚' „

JJCJ.L L(:.L‘b.r„ uU L:, C.!Z‘L -x.i„1;_.‚nrl ;; .-‘„:.:t‚ vi„1L
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Landessozialgericht (LSG) statt: Zwar habe die Tätigkeit

des Klägers als selbständiger Handelsvertreter im Oktober

4938 nicht aus kriegsbedingten, sondern aus wirtschaft—

lichen Gründen geendet° Der Kläger habe seinen Beruf damals

aber nicht endgültig aufgeben wollen und sei später auf—

grund der Hotdienstvcrordnungen zur Fortsetzung seiner Be—

schäftigung beim Finanzamt gezwungen gewesen° Diese zwangs-

weise Weiterbeschäftigung müsse einem etwaigen Kriegsdienst

rechtlich gleichgesetzt werden„ Damit sei der nach Art" 2

€ 50 AnVNG erforderliche Kausalzusammenhang zwischen dem

Existenzverlust und der Vertreibung gewahrt (Urteil vom

47„ September 4970)°

Die Beklagte hat die zugelassene Revision eingelegt„ mit

der sie eine fehlerhafte Anwendung des Art° 2 5 50 AnVNG

durch das Berufungsgericht rügt„

Die Beklagte beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Berufung zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen‚

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche
Verhandlung einverstanden (@ 42% Absc 2 des Sozialge—

richtsgesetzes —SGF—)„

II

Die durch Zulassung statthafte Revision der Beklagten ist

begründet
C

Der Kläger hat kein Recht‚ Beiträge für die Zeit von
Februar 4924 bis Oktober 4958 nach Arto 2 5 50 Abs° 4
Satz 2 AnVNG nachzuentrichten7 weil er nicht im Sinne des

Satzes 4 der Vorschrift vor seiner Vertreibung aus Schle—

sien als Selbständiger erwerbstätig gewesen ist°

_ 4 _
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Nach der genannten Vorschrift setzt die Berechtigung

zur Beitragsnachentrichtung zwar nicht voraus, daß die

selbständige Erwerbstätigkeit durch die Vertreibung selbst
unterbrochen werden ist; vielmehr genügt es, wenn die

selbständige Tätigkeit unmittelbar an einen Zeitraum

heranreicht‚ in welchem diese aus kriegsbedingten Gründen

bis zur Vertreibung nicht fortgesetzt werden konnte

(vgl° Urteil des 4„ Senats vom 9° Dezember 4965 in BSG 24,

446, 448 mit weiteren Nachweisen)° Es muß also)— wie der

erkennende Senat im Urteil vom 50° Juni 4974 (Az.: 42/44

RA 80/70) bereits entschieden hat — zwischen dem Existerz“

verlust und der Vertreibung ein unmittelbarer Zusammen—

hang zumindest in dem Sinne bestehen‚ daß kriegsbedingte

Gründe schon vor der Vertreibung zur Aufgabe der selbstän—

digen Erwerbstätigkeit geführt haben°

Ein kriegsbedingter Verlust der selbständigen Erwerbstätig—

keit ist indes im vorliegenden Fall auszuschließen° Die

Revision weist zutreffend daraufhin, daß nach den für das

Revisionsgericht gemäß 5 465 SGG bindenden Feststellungen

des LSG die selbständige Vertretertätigkeit des Klägers

im Oktober 4958 allein aus wirtschaftlichen Gründen been—

det werden ist° Es ist auch kein Anhalt dafür vorhanden‚

daß bereits die Aufnahme der abhängigen Beschäftigung beim

Finanzamt in Brieg im November 4958 kriegsbedingt gewe—

sen wäre° Der Kläger hat nicht vorgetragen9 daß er von An—

fang an zu den Dienstleistungen im Finanzamt — womöglich

aufgrund der Bestimmungen der Notdienstverordnung vom 45„

Oktober 4958 (BGBl I 4444)„ zu welcher im übrigen die

4. Durchführungsverordnung erst am 45° September 4959

(BGBl I 4775) erlassen wurde — gezwungen werden ist°

Bei diesem unstreitigen SachVerhalt — wirtschaftlich be—

dingte Aufgabe der Selbständigkeit und freiwillige Auf—

nahme der abhängigen Beschäftigung in Friedenszeiten -
kann aber die vom LSG festgestellte später

, zu Beginn

des zweiten Weltkrieges zwangsweise Weiterbeschäftigung
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* des Klägers als Finanzamtsangestellter den nach Art° 2

5 50 Abs° 4 AnVNG erforderlichen ursächlichen Zusammenhang

zwischen der Aufgabe der selbständigen Erwerbstätigkeit

und der Vertreibung nicht herstelleno Diese Kausalität wäre

allenfalls dann gewahrt, wenn der Kläger die selbständige

Vertretertätigkeit im Oktober 4958 deswegen hätte beenden

müssen, weil er bereits damals aufgrund staatlicher Zwangs—

.maßnahmen zu Dienstleistungen in einem abhängigen Be—
2 schäftigungsverhältnis herangezogen worden wäre° Gerade

daran fehlt es° Dies hat das LSG verkannt° Dabei kann es

'.nicht rechtserheblich sein, daß der Kläger nach seinen vom
LSG als glaubwürdig angesehenen Angaben zur allein maßgeb-

lichen Zeit der wirtschaftlich bedingten Aufgabe der

selbständigen Erwerbstätigkeit im Oktober 4958 zunächst

die Absicht gehabt hat‚ alsbald seinen alten Beruf als '

selbständiger Handelsvertreter wieder aufzunehmen„ Diese

nicht realisierte Absicht kann jedenfalls nicht als Binde—

glied in der notwendigen Ursachenkette zwischen Aufgabe

der selbständigen Erwerbstätigkeit und Vertreibung dienen°

Eine den vorliegenden Sachverhalt noch umfassende Auslegung

des Art„ 2 5 50 Abs° 4 Satz 4 AnVNG ist auch nach dem Sinn
der Vorschrift nicht gerechtfertigt° Das Gesetz verfolgt

den Zweck, diejenigen Personen zu schützen, die durch Ver—

treibung‚ Flucht oder Evakuierung ihre Selbständigkeit ver— 5?

loren haben° Deshalb hat der 4„ Senat im Urteil vom
“

9° Dezember 4965 aaO es für die Berechtigung zur Beitrags—

nachentrichtung nach Art„ 2 5 52 Abs" 4 Satz 2 des Arbeiter-

rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (= Art° 2 5 50
Abs° 4 Satz 2 AnVNG) für rechtsunerheblich angesehen,

wenn zwischen der Aufgabe der selbständigen Erwerbstätig-

keit und der Vertreibung ein Zeitraum lag9 in welchem

der Selbständige aus Gründen des Krieges seine bisherige

Tätigkeit nicht fortsetzen konnte° Wie bereits im Urteil

des erkennenden Senats vom 50° Juni 4974 aaO ausgeführt

worden ist, kann das Gesetz aber darüber hinaus nicht auch

- 6 _
'
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noch auf Fälle ausgedehnt werden‚ in denen die selbstän—

dige Erwerbstätigkeit — wie hier — bereits vor Beginn des

zweiten Weltkrieges aus wirtschaftlichen Gründen beendet

werden ist„ Da das Gesetz die Berechtigung zur Beitrags—

nachentrichtung auf die Tatbestände der Vertreibung?

Flucht oder Evakuierung beschränkt‚ kann nicht angenom—

men werden? daß es insoweit ungewollt unvollständig ge—

blieben ist„ Es bleibt daher auch kein Raum dafür° dem

Klagebegehren im Wege der anälogen Anwendung des Art° 2
5 50 Abs„ ? AnVNG auf den vorliegenden Sachverhalt zu

entsprechen„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG;
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